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Der Phase sozialstaatlicher Expansion 

folgt In der Bundesrepublik die bis heute 
andauernde Zeit des .Sozialabbaus·. 

Trotz aller Reformrhetorik dienen die 
Einschränkungen im sozialstaatllchen 

Leistungskatalog vor allem dem Ziel. 
die etablierten Fürsorge- und Siche­

rungssysteme .über die Runden zu brin­

gen". Einer wachsenden Schar von radi­
kalen Sozialstaatskritikern reicht dieser 
.Sozialabbau� allerdings nicht mehr. Sie 

machen Sozialabbau zum Grundprinzip 
ihrer Politik gegen einen vermeintlich 
hypertrophen Versorgungsstaat und pro­

Jektleren eine systema ische Privatisie­

rung der bislang noch sozialen Fürsorge 
und Sicherung. Den Sozialstaat, so wie 

wir ihn m der Bundesrepublik kennen, 

halten sI für eine ganz schlechte Idee. 

Katholl eh Sozialst atsdenken 

Der Sozialstaat lähme die Wirtschaft -

und vemIch e so die Voraussetzung, von 

der er lebt. Doch die radikale Sozial­

staatskntik rnmmt für sich nicht nur die 
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volkswirtschaftliche Rationalität in An­

spruch, sondern tritt darüber hinaus 

auch im Namen der Freiheit an (vgl. 

Möhring-Hesse 2004): Der Sozialstaat 

zwingt die Menschen in Solidarität und 
raubt ihnen.damit die Freiheit, Ihr eige­

nes Leben und die dazu passende Vor­

sorge selbst zu bestimmen, und lässt ih­

re Eigenverantwortung verkümmern, 
eben das eigene Leben und die eigene 

Vorsorge in die eigenen Hände zu neh­

men. Solidarität und Freiheit/Eigenver­
antwortung werden In Opposition be­

hauptet - und der Sozialstaat, in Idee 
und Wirklichkeit, auf der schlechten Sei­

te dieser Opposition ausgemacht. 

Ein solches Denken findet auch In der 
katholischen Kirche ihre Freunde. Im 

Auftrag der deutschen Bischöfe machte 

sich etwa ein Autorenteam in einem Im­
pulspapier der Bischofskonferenz daran, 
das rSoziale neu zu denken" - und ent­

deckte dabei in Deutschland einen 
Staat. der .... beansprucht, alle Berei­

che menschlichen Lebens gestalten, re­
geln, ordnen und organisieren zu kön­

nen" (DBK 2003}. Diesem Saat gegenü­
ber sei �den Einzelnen ... je für sich und 

in ihrem Miteinander mehr Autonomie zu 
geben damit aber gleichzeitig mehr Ver­

antwortung· {ebd.). Hieß es noch 1997 
im gern insamen Sozialwort .Für eine 

Zukunft in Solldaritä und Gerech ig• 

keit ·, Solidarität sei angesichts der 

wachsenden Risse in diesem lande 

#notwendiger denn Je" (EKD/DBK 1997, 

Nr. 2). Und zum Thema Solidarität und 

Eigenverantwortung schrieb man da-

mals: .Subsidiari ät und Sozialstaat ge­

hören ... zusammen. Subsidiarität heißt: 

zur Eigenverantwortung befähigen, Sub­

sidiarität heißt nicht: den einzelnen mit 

seiner sozialen Sicherung allein lassen" 
(ebd. Nr. 27). Nun heißt es im Impulspa­

pier der Deutschen Bischofskonferenz: 

.Jeder ist für die Gestaltung seines Le­

bens zunächst selbst verantwortlich. Es 
gilt deshalb, den Entscheidungsraum, 
das Recht auf die persönliche Entschei­
dung des Einzelnen möglichst weit und 

den Entscheidungsraum des Staates 

möglichst eng zu fassen" (DBK 2003}. 
Und: .Menschen, die Krankheit, Not 
oder Benachteiligung erleiden, müssen 

Hilfe erhalten. Da, aber auch nur da, wo 

der Mensch zu etwas nicht oder nicht 

ausreichend in der Lage Ist, dürfen und 

müssen übergeordnete Einheiten wie 

der Staat unterstützend tätig werden." 

Solidarität wird zum Gegenstück zur 

Freiheit/Eigenverantwortung und er­
scheint nur dann als gerechtfertigt, 

wenn .wirklich Hilfeb dürftige· zu die­

ser Freiheit/Eigenverantwortung nicht 
in der Lage sind. 

Zumindest für sozialkatholische Ohren 

müssen diese Auslassungen überra­
schen, hat slch doch im Sozialkatholi· 

zismus über die Jahrzehnte hinweg eine 

solidaristlsche Deutung des Sozial­
staats durchsetzen können, der die Op­

position von Solldarltät und Eigenver­

antwortung fremd ist. Dass der Staat 
die Lebenslagen der Menschen und de­
ren Lebensverhältni se bee nflussen 

und dazu auch deren Einkommen über 



Steuern und Beiträge belasten kann 

bzw. soll. d,eses staatliche Verhältnis 

beruht irn katholischen Sozialstaatsden­

ken auf einem vorausliegel"lden gesell­

schaftlicl en Verhältnis, dass nämlich je­

dermann und jedefrau in einer Gesell­

schaft von jedem und jeder anderen ab­

hängig ist, oder im Bild gesprochen: 

dass jeder und jede mit Jedem und jeder 

,in emem Boot sitzt" (vgl. Nell-Breuning 

1990. 17). Gesellschaft wird dabei als 

ein wechseiseIt1ges Abhängigkeitsver­

hältnis unterstellt: Das ,.gesellschaftli­

che Ganze und seine Glieder sind aufs 

engste schicksall1aft miteinander ver­

bunden· ders. ·1985, 54). Dass die 

einzelnen wechselseitig voneinander ab­

hängig sind. und dass sie in dieser 

wechs„lscIttgen Abhängigkeit gemein­

sam für Bestehen und Entwicklung ihrer 
sozialen zusammenhänge und so auch 

ihrer Gesellschaft (,Boot") ursächlich 

sind, i Ausdruck lhrer unaufhebbaren 

Gememverstrickung. Zumindest für ver­

nunttbegabte und daher auf ihre sitl• 

liehen Verpflichtungen hin ansprechbare 

Men hen entspricht dieser „Tatsa­

che", so der naturrechtsethische 

Sc111uss vom Sein auf das Sollen. eine 

orm, nämlich die der Gerneinhaftung: 

Jeder und Jede hat seinen bzw. ihren Bei• 

trag zu leisten. dass die anderen, die 

von seinen bzw. ihren Leistungen abhän­

gig sincf. diese auch erhalten und dass 

darüb 'r ihre gemeinsame Gesellschaft 

fortbesteht. Sein und Sollen dieses ge­

sellschafthchen Verhältnisses. also Ge­

meinverstrickung und Gemeinhaftung 

bespricht man in d r katholischen Sozi-

allehre bekanntlich als Solidarität (vgl. 

dazu Große-Kracht 2003). Als „Grund­

gesetz der gegenseitigen Verantwor: 

tung'· bestimmt sie .das ganze Bauge­

rüst ( die .Struktur') der menschlichen 

Gesellschaft und trägt damit die Gesell­

schaft, wie die Pfeiler und Strebepfeiler 

den Bau des gotischen Doms oder das 

Stahlskelett den modernen Wolkenkrat­

zer" {Nell-Breuning 1990, 11). 

Diese Solidarität nimmt ausnahmslos je­

den und jede in einer Gesellschaft ein 

und muss gerade wegen dieser Allge­

meinheit über den Staat organisiert wer• 

den. So aber �brauchen· die aufeinander 

angewiesenen Solidargenossen den 

Staat, wie andererseits dieser Staat aus 

der Solidarität der Menschen „lebt'·. de­

ren Solidarität er gleichermaßen nutzt. 

leistet und organisiert (vgl. Nell-Breu­

ning 1990). Zumindest in normativer 

Hinsicht ist daher der Staat ein .Perso­

nenverband, der auf dauerhafter Solida• 

rität der Bürger gegründet ist", und als 
solcher ,der größte verfaßte Solidarver­

bandM (lsensee 1998. 120). 

Nach diesem Verständnis ist Solidarität 

nicht das Gegenstück zur Eigenverant­

wortung, sondern die Verbundenheit ei­

genverantwortlicher Menschen und da­

mit gerade Ausdruck ihrer Eigenverant• 

wortung. Und der Sozialstaat als ein In­

strument dieser Solidarität ist weder ei­

ne Fürsorgeveranstaltung der �StarkenM 

für die .SchwachenM noch eine gemein• 

same Versicherung gemeinsam Schwa­

cher. sondern Ausdruck einer jeder• 

mann und jedefrau einnehmenden Ge­

meinverstrickung und -haftung. Man 

muss dieses Sozialstaatsverständnis 

unter katholischen Christen, ihren Bi­

schöfen und deren Sozialethikern nicht 

teilen, schon gar nicht mögen; man mag 

den Sozialstaat, gar das Soziale neu und 

ganz anders denken. Zumindest aber 

sollte man es kennen, wenn man - im 

Auftrag der Deutschen Bischofskonfe­

renz - den Richtungsweisern der radika­

len Sozialstaatskritik folgen will, und 

dann wenigstens nicht stillschweigend 

und unreflektiert aus der solidaristi­

schen Deutung des Sozialstaats aus­

steigen. 

Erfolg und Defizite 

Der radikalen Sozialstaatskritik und 

auch dem Impulspapier �Das Soziale 

neu denken" gegenüber kann man mit 

guten Gründen auf den gesellschaft 

liehen und wirtschaftlichen Wert des 
Sozialstaats verweisen. Ohne die sozial 

staat.lichen Instrumente der sozialen Si­

cherung und Fürsorge hätte man in der 

Bundesrepublik weder das hohe Wohl 

standsnivealt erreicht, noch die politi­

sche Entwicklung hin zu einer fur deut 

sehe Verhältnisse recht ansehnlichen 

demokratischen Gesellschaft nehmen 

können. Doch in all dieser Verteidigung 

sollte man nicht die Defizi e dieses So­

zialstaats ignorieren. Dieser Sozialstaat 

ist zweifelsohne besser als .kein Sozial­

staat", aber dieser Sozialstaat Ist nicht 

gut: Er leistet nicht das. was man von 

ihm erwartet; er ist nicht soltde finan• 

ziert: und er ist in vielen Hinsichten un--

■ 



Der Sozialstaat als Instrument demokratischer Solidarität 

gerecht (vgl. Lessenich/ Möhring-Hesse 

2004. 16-28). 

Im Abgleich mit den sozialstaatlich ln­

stitutionalisierten,. etwa in den Sozial­

gesetzbüchern niedergelegten Zielen 

oder mit den gesellschaftlichen Erwar­

tungen, die über die Jahrzehnte hinweg 

me hat der bestehende Sozialstaat ekla­

tante Gerechtigkeitsdefizite. Konstitu­

tiv für die bestehenden Fürsorge- und Si­

cherungssysteme sind Vorstellungen 

der Leistungs- und Bedarfsgerechtig­

keit, sowie die diesen beiden Vorstellun­

gen inhärente Gleichheitsforderung. 

von diesen Systemen selbst geweckt Diesen Gerechtigkeitszielen wird der be-

und genährt worden sind, wird sichtbar, 

dass der in Deutschland bestehende So­

zialstaat immer weniger in der Lage ist, 

diese Ziele und Erwartungen zu erfül­

len. Da ist vor allem die zunehmende 

und sich bei den Betroffenen zuneh­

mend verfestigende Armut. die der Sozi• 

alstaat nicht nur nicht verhindern kann, 

sondern für die er maßgeblich mitver­

antwortlich ist. Leistungsversagen be­

stehen aber auch im Bereich der medizi• 

nischen und pflegerischen Betreuung 

oder im Bereich der sozialen Dienste. 

Daneben hat der bestehende Sozial• 

staat Finanzierungsprobleme, weil die 

vor allem durch die Arbeitslosigkeit und 

den demographischen Wandel geöffnete 

Schere zwischen Einnahmen und Ausga­

ben nicht geschlossen werden kann. 

Insgesamt ist der Sozialstaat nicht in 

der Lage, den für seine Leistungen not­

wendigen Anteil am gesellschaftlichen 

Reichtum zu mobilisieren. Daran hat 

auch die seit Ende der 70er Jahre bis 

heute betriebene Politlk soz1alstaat­

hcher Leistungsreduzierung nichts sys­

temat1sc h ändern können. 

Neben den und auch wegen der Leis­

tungsversagen und Finanzierungsproble• 
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stehende Sozialstaat immer weniger ge­

recht, u.a. weil zunehmend mehr Men- · 

sehen in Folge ihrer Arbeitslosigkeit je­

de Chance verwehrt wird, eine sozial­

staatlich auch anerkannte Leistung zu 

erbringen. In Folge ihrer Benachteiligun­

gen auf dem Arbeitsmarkt werden dage­

gen Frauen bei der sozialstaatlichen Si­

cherung bis heute und bis in ihre Alters­

vorsorge hinein benachteiligt. Ebenso 

benachteiligt werden Haushalte mit Kin­

dern - mit all' den langfristigen Folgen, 

die diese Benachteiligung für die Kinder 

und ihr weiteres Leben haben. 

.Augen zu� und .Schwamm drüber", sa­

gen nun viele Sozialstaatsfreunde: Erst 

den Sozialstaat vor den radikalen Angrif­

fen verteidigen - und ihn später einmal, 

in ruhigeren Zeiten, reformieren. So 

aber ver teidigt man den Sozialstaat -

mit all' seinen Leistungsversagen, Fi­

nanzierungsproblemen und Gerechtig­

keitslGc ken, die nicht zu rechtfertigen 

sind. Das politische Kalkül dieser Ver­

teidigung geht jedoch nicht auf: Weil 

sich seine Defizite herumsprechen, ge­

lingt es immer weniger, Mehrheiten für 

eine defensive Sozialpolitik zu gewin­

nen. Zudem überlässt man die kritische 

Analyse seiner Defizite den radikalen 

Sozialstaatskritiker'1 - und macht sie so 

überzeugender, als sie eigentlich sind. 

Wer den Sozialstaat gegen deren radi­

kalen Angriffe verteidigen will. der soll­

te den Sozialstaat nicht verteidigen, so 

wie er ist, sondern einem besseren Sozi­

alstaat das Wort reden. 

Mehr Solidarität · 

Die angesprochenen Defizite des beste­

henden Sozialstaats lassen sich aus den 

Lücken der über ihn organisierten Soli­

darität erklären. Diese ist erstrangig eine 

Solidarität zwischen Arbeitnehmern, die 

ihre typischen Existenzrisiken über sozi­

ale Sicherungssysteme gemeinsam be­

wältigen. Untergründig besteht daneben 

eine Solidarität aller Einwohner, die sich 

als Angehörige einer zivilisierten Gesell­

schaft wechselseitig zumindest ein Le­

ben in Menschenwürde und daher bei 

Bedarf die Sozialhilfe garantieren. Pro­

blematisch ist diese doppelt bestimmte 

SoVidarltät nicht, wie uns die radikalen 

Kritiker einreden, weil uns ein Zuviel an 

Solidarität zugemutet wird und wir unse­

rer Freiheit und Eigenverantwortung be­

raubt werden. Das Problem liegt genau 

im Gegenteil: Der real existierende Sozi­

alstaat mutet den Bürgerinnen und Bür­

gern der Bundesrepublik zu wenig Soli­

darität zu. bezieht nämllch zu wenig Men­

schen in seine Solidaritätssysteme ein 

und bestimmt deren Leistungen häufig 

unter dem Bedarf. Zudem ist seine ar­

beitsgesellschaftlich und familiaristiscti 

zugeschnittene Solidarität unzeitgemäß 

und passt nicht mehr so recht zu den ver­

änderten Lebensverhältnissen. 



I n  dieser Situation kann eine Rückerin­

nerung an das katholische Sozialstaats­

denken orientierend wirken. Der in 

Deutschland mit der Bismarckschen So­

zialgesetzgebung begonnene Sozial­

staat entsprach und entspricht der soh­

daristischen Vorstel lung vom Sozial­

staat �eineswegs. Und t-Nar vor al lem 

deshalb  nicht, weil er in seinem domi­

nanten System der sozialen Sicherung, 

also in den Sozialversicherungen auf die 

Arbeitnehmer beschränkt wurde und nur 

deren Solidarität untereinander organi­

siert. Der bestehende Soziatstaat ist da­

her nicht Ausdruck gesel lschaftsweiter, 

sondern k ategorial beschränkter Solida­

rität, fordert also von vornherein ein ffzu 

wenig·· an Solidarität. Zumal in der sozi­

al katholischen Tradition empfiehlt es 

die Rationalität der gemeinsamen Be­

wältigung gemeinsamer Probleme und 

des dazu notwendigen Ausgleichs un­

gleichzeitiger Betroffenhelten. Dessen 

typisches { und häufig, wenn auch nicht 

ganz zutreffend über das Äquivalenzprin­

zip rekonstruiertes) Reziprozitätsver­

hältnis von Geben und Nehmen lässt es 

nicht zu, den Kreis der Solidargenossen 

für al le zu öffnen und d .h. eben auch auf 

nicht gleichermaßen Betroffene auszu­

dehnen. Rational ist diese Solidarität 

zudem nur solange, wie al le anderen so­

zialstaatlichen Leistungen unterhalb ih­

res Leistungsniveaus bleiben und folg­

l ich die al lgemeinen Fürsorgeleistungen 

den nötigen Abstand zu den kategorial 

beschränkten Sozialversicherungsleis­

tungen halten. Gilt dieses Abstandsge-

sich, es als Therapie gegen die Leis- bot, lässt sich der bedarfsgerechte Aus-

tungsversagen, Finanzierungsprobleme 

und Gerechtigkeltsdefizite mal mit der 

Ausweitung und Modernisierung der 

über den Sozialstaat l aufenden Sol ida­

rität zu versuchen: Es müssen mehr 

Menschen in die sozialstaatlich organi­

sierte Sol idarität _hineingenomn1en und 

deren Leistungen müssen dem Bedarf 

entsprechend ausgebaut werden. Zu­

dem müssen Leistungen und Zumutun­

gen dieser Solidarität den Lebensver­

hältnissen der Menschen angepasst und 

in diesem Sinne modernisiert werden. 

Auf den normativen Grundlagen des be­

stehenden SozJalstaats lässt sich dieser 

Therapievorschlag al lerdings nicht 

rechtfertigen. Deren dominante Solidari­

tätsvorstel lung begründet sich durch 

bau sozialstaatlicher Leistungen gerade 

in dem Fürsorgebereich nicht rechtferti• 

gen. Tatsächlich wird gegenwärtig mit 

Hinweis auf die den bestehenden Sozial­

staat dominierende Solidaritätsvorstel­

lung nicht mehr, wie in Zeiten der sozi­

a lstaatl lchen Expansion, dessen Aus­

weitung betrieben. sondern das Gegen­

tei l :  die Konzentration von Versiche­

rungsleistungen, stärkere Repressionen 

bei den Fürsorgeleistungen und der 

Wegfal l  von sogenannten freiwi l l igen 

Leistungen. Was seine ihm eigene �Mo­

ral " angeht, ist der bestehende Sozial­

staat offenbar längst schon an die Gren­

zen seiner Ausweitung angekommen .  

Die Ausweitung und Modernisierung der 

über den Sozialstaat organisierten Soli-

daritäi lässt sich aber dann rechtferti­

gen. wenn der Sozialstaat anders, wenn 

auch nicht ganz anders konzipiert wird. 

wenn man ihn nämlich als demokrati­

schen Sozialstaats bestimmt. Dann wird 

die Notwendigkeit sozialstaatlicher Ak­

tivitäten nicht von wirtschaftlichen Tat­

beständen her begründet, also auch 

nicht von den systematischen Defiziten 

des kapita l istischen Arbeitsverhältnis­

ses her abgeleitet. Vielmehr wird sie von 

einem besonderen gese l lschaftlichen 

Erfordernis demokrat ischer Gesellschaf­

ten her und i n  diesem Sinne eigenstän­

dig begründet, nämlich von der Funktion 

her bestimmt, die zur Gewährleistung 

al lgemeiner Beteiligung notwendige Ver­

gleichbarkeit von Lebenslagen zu si­

chern. 

Gesel lschaftliche Tei lhabe al ler Bürge­

rinnen und Bürger ist in demokratischen 

Gesellschaften kein Luxus, sondern Ge­

schäftsgrundlage ihrer a l ler Demokra­

tie. Um diese zu garantieren, müssen 
sich die Bürgerinnen und Bürger nicht 

nur gleiche Rechte gewährleisten, son­

dern auch die materiel len Voraussetzun­

gen, um ihre gleiche Rechte verwirk­

l ichen zu können. Wie sie für die Ge­

währleistung gleicher Rechte den 

Rechtsstaat „brauchen", so „brauchen" 

sie für die Gewährleistung dieser mate­

riel len Voraussetzungen den Sozial­

staat. Der demokratische Sozialstaat ist 

also Instrument der Solidarität t-Nischen 

Bürgerinnen und Bürgern, um sich 

wechselseitig In die Lage gleichberech­

tigter Teilhabe zu versetzen. 
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Gemäß dieser Funktionszuschreibung 

a s materiel ler Garant demokratischer 

Solidaritä  definiert der demokratische 

Sozialstaat seinen Adressatenkreis an­

ders als der in Deutschland bestehende, 

nämlich umfassender: Nicht mehr die 
abhängig Beschäftigten, sondern alle 

Bürgerinnen und Bürger, unabhängig 

von ihren individuellen Erwerbslagen 

und Marktchancen, bi lden für ihn die 

Adressaten sozialstaat l icher Aktivitä­

ten. Zwar haben sich ( nicht nur} in der 

Bundesrepubl ik die Bürgerinnen und 

Bürger wechselseitig dazu verpflichtet, 

fur !hren Lebensunterhalt selbst zu sor­

gen. und sich auf diese Weise gegensei­

t ig davon ent lastet , für einander sorgen 
zu müssen. Eine solche Regelung wech­

selseitigen Desinteresses ist in einer 

demokratischen Gesel lschaft rncht nur 

mögl ich, sondern mit d ieser hoch kom­

patibel ,  weil fre1heitssteigernd und -ver­

bürgend. Doch findet dieses Prinzip 

gegenseitiger Entlastung seine Grenze 

in d n tür alle Bürgerinnen und Bürger 

gleichen gesel lschaftl ichen Partizipa­

t1onsansprüchen. Das gleiche Recht , 

sich in eigener Person und für eigene 

In' er essen vertreten zu können, ist für 

demokrat ische Gesellschaften in emem 

Maße konstitut iv, dass die Bürgerinnen 

und Burger über . ihren� Sozialstaat für 

vergleichbare Lebenslagen sorge tra­

gen müssen, die gewährleisten, dass s,e 

alle gleichermaßen dieses gleiche 

Recht wahrnehmen können. Die Leis­
tungen , ihres• Sozials aats richten sich 

deshalb auch an sie al le, sichert näm· 

hch . dass s,e al l  mit al len anderen ver-
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gleichbare Lebenslagen einnehmen kö_n­

nen. Jeweils aktuel l begünstigt er dazu 

diejenigen Bürgerinnen und Bürger, die 

der sozialstaat1ichen Leistungen zur 

Wahrnehmung ihrer Betei l igungsrechte 
tatsächlich bedürfen.  Darüber hinaus 

gewährt er jedoch auch allen anderen 

die je individuelle Sicherheit, dass zu­

mindest die Vergleichbarkeit auch ihrer 

Lebenslage den Risiken der privaten 

Ex istenzsicherung entzogen und damit 

auch i hr Recht auf gesel lschaftl iche Be­

teil igung dauerhaft gewährleistet ist -

und zwar auch immer dann, wenn sie 

selbst die dafür notwendigen materiel­

len Voraussetzungen nicht privat erwirt­

schaften können. Aber nicht nur in die­

sem Sinne profit ieren al le Bürgerinnen 

und Bürger von w ihrem" Sozialstaat. 

Denn mit der Vergleichbarkeit ihrer al ler 

Lebenslagen sichert dieser die Voraus­

setzungen ihrer aller Demokratie und 

verwirklicht gerade so ein ihnen allen 

gemeinsames Interesse . 

Die Bürgerinnen und Bürger sind aber 

n icht nur die Adressaten des demokrati· 

sehen Sozialstaats. sondern zugleich 

auch dessen • Träger· . Als das l nstru• 

ment ihrer demokratischen Solidarität 

müssen sie dessen Leistungen und fort• 

gesetzte Leistungsfähigkeit in sozialer 

Kooperation ermöglichen, Indem der de­

mokratische Sozialstaat die Bürgerin­

nen und Bürger mit Steuern und Beiträ­

gen belastet, vollzieht er diese andere 

Seite I hrer demokratischen Solidarität · 

und er .darf· dies i n  dem M aße, wie er 

leistungsseitig die soziale Effektivität 

dieser Solidarität sicherstel lt. 

Der demokratische Sozialstaat ent­

springt nicht dem hatholischen Sozial­

staatsdenken - und die Unterschiede zu 

diesem sind offenkundig. Während dort 

die einzelnen in ihren unterschiedlichen 

Positionen ,.im Boot" aneinander und an 

das gemeinsame Boot gebunden und 

deshalb gemeinverstrickt sind, so sind 

hier Bürgerinnen und Bürger wechsel• 

seitig darauf angewiesen. sich einander 

die Voraussetzungen al lgemeiner Parti­

zipation zu gewährleisten und gerade so 

die demokratische Ordnung ihrer Gesell ­

schaft zu sichern. Die .Gerneinverstri­

ckung" in der demokrat ischen Gesell­

schaft unterstellt also keine den sozia­

len Beziehungen vorgegebenen Aufla• 

gen und Ungleichheiten. u nterstellt im 

Gegenteil eine grundsätzl iche Gleich­

heit zwischen al len Bürgerinnen und 

Bürgern; und sie wird darüber hinaus 

von vornherein normat iv ausgesagt , al­

so nicht aus einem wie auch immer be­

stimmten Sei n  geschlossen . Trotz die· 

ser systematischen Unterschiede lässt 

sich der demokratische Sozialstaat in 

Fortschreibung des katho 1schen Sozi al­

staatsdenkens denken und ausdenken, 

- dann nämlich, wenn die Vorstel lu ng 

gesel lschaftsweiter Sol idarltät demo­

krat tetheoretisch reformul 1ert wird: Die 

Bootsinsassen werden dann als Bürge­

rinnen und Bürg r und darin als Gleiche 

identifiziert. die m der Sicherung i hrer 

aller Beteiligung und dainit i hrer demo­

kratischen G sel lschaft auf einander an­

gewiesen sind. Und zumindest fnsotern 

die demokratische Ordnung als gesollt 

anerkannt wird, sind sie eben wegen 



dieser .,Gemeinverstrickung" auch ge­

meinsam und wechselseitig dafür ver­

antwortl ich, dass die Geschäftsgrundla­

ge ihrer Demokratie, d . i .  die al lgemeine 

Beteiligung al ler Bürgeri nnen und Bür­

ger gewährleistet w i rd. 

Notwendige Umbauten 

Der demokratische Sozialstaat setzt 

alle Bürgerinnen und Bürger in das 
Recht auf sozialstaatl iche Unterstüt­

zung - und nimmt sie zugleich al le bei 

der Fman?1erung seiner Ausgaben in die 

Pfl icht. So organisiert er im Vergleich 

zum bestehenden eine breitere gesell­

schaftl iche Solidarität. Zudem erlaubt 

er deren Modernisierung. da er die Bür­

gerinnen und Bürger unabhängig von i h­

rer ökonomischen Stel lung und ihren 
privaten Lebensverhältnissen anspre­

chen , daher auch unzeitgemäße Norma­

l itätsannahmen aufgeben kann. 

Bislang ist der demokratische Sozial­

staat keine • Tatsache", sondern ein nor­

matives Konstrukt - und besteht des­

halb bestenfalls in der Z ukunft als das 

Ergebnis sozialpol itischer Reformen am 

bestehenden: Die bestehenden Sozial­

versicherungen müssen in R ichtung von 

Bürgerversicherungen verallgemeinert; 

mindestsichernde Elemente müssen in 

den M ittelpunkt des sozialstaatl ichen 

Leistungskatalogs gerückt und auf- bzw. 

ausgebaut: ein breit gefächertes Ange­

bot von professionel len und al lgemein 

zugänglichen sozialen Diensten muss 

geschaffen werden, die zur Sicherung 

von vergleichbaren Lebenslagen zuneh­

mend w ichtiger werden. Zur Finanzie-

rung dieser und anderer Leistungen w ird 

man alle Bürgerinnen und Bürger nach 

ihrer Leistungsfähigkeit heranziehen 

müssen - und zwar unabhängig davon, 

welches Einkommen in welcher Höhe 

sie beziehen (vgl . Lessenich/Möhring­

Hesse 2004, 49-65). 

Diese und andere ebenso notwendige 

Umbauten werden den Sozialstaat nicht 

b i l l iger machen, wie so viele Sozial­

staatsreformer heutzutage gerne ver­

sprechen. Doch im Gegensatz zum be­

stehenden wird der Sozialstaat danach 

sein Geld wert  sein - zumindest sollte er 

es seinen Bürgerinnen und Bürgern wert 

sein .  Denn der demokratische Sozial­

staat sichert ihrer al ler Demokratie, die 

umsonst n icht zu haben ist, und behebt 

dazu die Leistungsversagen, F inanzie­

rungsprobleme und Gerechtigkeitsdefi­

z ite des bestehenden. Für die Sozialka­

tholiken ist der demokratische Sozial­

staat zudem ein ausgezeichnetes Kon­

zept, ihrer starken Idee gesel lschafts­

weiter Sol idarität zur Z ukunft des be­

stehenden Sozialstaats zu machen. 

Im Auftrag cler Otto-Brenner-Stiftung, der Stiftung 
der Gewerkschaft IG Metal l .  hat der Autor des Bei 
trags zusammen mit Prof. Stephan Lessenich eine 

Studie zum Leitbild des dernoi<ratischen Sozial• 
staats ver'asst Diese kann über d,e I nternet-Seite 
www.otto-brenner stift1;ng.de kostenlos bezogen 
werden. 

Literatur: 

DBK - Die deutschen Bfschöfe. Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen ( 2003): 
Das Soziale neu denken. Für eine langfristig 
angelegte Reformpolitik. Bonn: Sekretariat 
der Deutschen Bischofskonferenz ( Internet: 
http://dbk .de/ scnrlften/DBK1b.Kornmissio­
nen/Ko_28.pd0 . 

EKD/DBK - Kirchenamt der Evangelischen Kirche 
in  Deutschland/Sekretariat der Deutschen Bi­
schofskonferenz ( 1.997) :  fü, eine Z ukunft 1n 
Solidarität und Gerechtigkeit. Wort des Rates 
der Evangelischen Kirche in Deutschland uO'J 
der Deutschen Bischofskonferenz zur w,rt­
schaft lichen und sozialen Lage in Deutschland, 
Hannover/ Bonn [ Internet: http://dbk.de/ 
schriften/DBK6.GemeinsameTexte/gt009-
txt.zip]. 

Große-Kracht. Hermann-Josef (2003) : Solidarität. 
... . die bedeutendste Entdeckung unserer 
Zeit" ( Heinrich Pesch). Unvollständige Spure[} 
suche zu einem Leitbegriff der europäischen 
Moderne, in: ders. ( Hrsg.) :  Solidarität mst -tu­
tlonallsieren. Arenen, Aufgaben und Akteure 
christliche Sozialethik. Beiträge aus dem .In• 
stitut für Christ liche Sozialwissenschaften· 
Karl Gabriel zum 60.Geburtstag {ICS Schriften 
Bd. 50), Münster: LIT Verlag 23-45. 

lsensee, Josef ( 1998) : Soltdarität. Sozialeth1sche 
Substanz eines Blankettbegriffs. in: ders. 
( Hrsg.): Solidarität in Knappneit . Zum Problem 
der Priorität. Berlin: Duncker & Humblot. 
97-141. 

Lessenlch, Steptian/Möhnng-Hesse, \latthias 
( 2004): Ein neues Le:tbild für den Sozialstaat. 
Eine Expertise im Auftrag der Otto Brenner 
Stiftung und aut Initiative ihres wissenschaft­
ltchen Gesprächskreises, Berlin; Ol to Brenner 
Stiftung ( I nternet : http://www.o1to-bren1er• 
stlftung.de/fix ( docs/fi,es/ 102 2004Ex pert 1 
se.2.pdf). 

Mähring-Hesse. Matthias ( 20041 : soziale Gerect} 
tigkeit in der radikalisierten SoMlstaatskntik. 
Neollbcrale Argumente gegen den Sozialstaat 
auf dem Prüfstand, in: Sozialwissenschaftliche 
Informationen 33. Jg., Heft 3, 72-80. 

Nell-Breuning. Oswald von 1. 1985): Gerechtigkeit 
und Freiheit. Grundzüge l<athollscher Sozialleh­
re, 2. Auflage, München: Günter Olzog Verlag. 

Nell B reuning, Oswald von ( 1990)· Baugesetze der 

Gesellschaft. Solidantat und Subsidiarität. 2. 
Auflage, Freiburg i. Br.: Verlag Herder. 

1 




